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Landesamt für Gesundheit und Soziales M-V			
Abteilung Förderangelegenheiten
Neustrelitzer Straße 120
17033 Neubrandenburg



Antrag auf Bewilligung einer Zuwendung gemäß Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen für Investitionen in Kinder- und Jugendübernachtungsstätten gemeinnütziger Träger 
 (Stand 31.05.2022, v2.2)


1. Allgemeine Hinweise für die Antragstellung (teilweise Auszüge der o.g. Richtlinie)

Antragsberechtigt sind ausschließlich gemeinnützige Träger von Kinder- und Jugendübernachtungsstätten, die keine Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft im Sinne von § 2 Gewerbesteuergesetz und daher nicht bereits zuwendungsberechtigt nach der Richtlinie zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 630 – 353) sind. Bezüglich der Gemeinnützigkeit gilt die Definition des § 52 Absatz 1 Abgabenordnung.

Der Zuwendungsempfänger muss Eigentümer des Grundstückes sein, wenigstens aber einen Vertrag mit Erbbaurecht für mindestens die Dauer der Zweckbindung am Grundstück, auf dem die Baumaßnahme vorgenommen werden soll, oder einen entsprechend langfristigen Nutzungsvertrag vorweisen können. Anwartschafts- und Nießbrauchrecht stehen dieser Regel gleich.

Der Antragsteller darf zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht in seiner Existenz gefährdet sein. Der Fortbestand der Einrichtung muss als gesichert erscheinen.

Die Zuwendung des Landes an die Träger der Vorhaben erfolgt als Projektförderung und wird in der Regel im Wege einer Anteilfinanzierung in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt.
Die Zuwendung soll im Einzelfall 200.000,00 Euro nicht überschreiten.

Zuwendungen können nur bis zum für den jeweiligen Zuwendungsempfänger geltenden beihilferechtlichen Förderhöchstsatz gewährt werden. Der beihilferechtliche Förderhöchstsatz bemisst sich an den zum Zeitpunkt der Zuwendung geltenden Regelungen und Verlautbarungen der Europäischen Kommission sowie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Die Mittel dürfen nur für Einrichtungen in Mecklenburg-Vorpommern verwendet werden.

Der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung ist schriftlich mit einer Beschreibung des Vorhabens in der Regel spätestens drei Monate vor Beginn des Vorhabens an die Bewilligungsbehörde zu richten. 






2. Antragsteller 


	Name
	[bookmark: _GoBack]     

	Anschrift:
	     
PLZ
	     
Ort

	
	     
Straße
	     
Hausnummer

	
	     
Landkreis/kreisfreie Stadt

	Für das Investitionsprojekt (insbes. Antrag- und Abrechnungsverfahren, Mittelanforderungen) sind zeichnungsberechtigt:
	     

     





Kontaktinformationen
		   	                                                
	E-Mail-Adresse:
	[bookmark: Text2]     

	Telefon-Nr.:
	     

	Ansprechperson:
	     





Bankverbindung

	Kontoinhaber:
	     

	Bankverbindung bei:
	     

	IBAN:
	[bookmark: Text3]     

	Kostenstelle/ Zahlungsgrund
	     





3. Investitionsvorhaben

	Bezeichnung des Gebäudes bzw. der Einrichtung:
	     

	Anschrift des Gebäudes:
	     
PLZ
	     
Ort

	
	     
Straße
	     
Hausnummer

	Wer ist Eigentümer des Gebäudes bzw. des Grundstücks?
	|_|
Antragstellender

(aktueller Grundbuchauszug ist beizufügen)
	|_|

     

vollständiger Name des Eigentümers

	
	
	Zwischen dem Eigentümer und dem Antragstellenden wurde eine langfristige Nutzungsvereinbarung geschlossen?
(Pacht, Erbbaupacht, Miete, sonstige Nutzungsvereinbarung)

	
	
	|_| ja

(ist als Anlage beizufügen)
	|_| nein

(Förderung nicht möglich)

	
	
	Gestattet die Nutzungsvereinbarung die Investitionsmaßnahme oder liegt eine Einwilligung des Eigentümers zur geplanten Investition vor?

	
	
	|_| ja

(ist als Anlage beizufügen)
	|_| nein

(Förderung nicht möglich)

	Mit der Zuwendung soll folgendes Vorhaben verwirklicht werden:

	(Darstellung und Begründung des Vorhabens insbesondere im Hinblick auf Bedarf, Standort, Nutzung und Ziel; Abstimmung/Kooperation mit anderen Einrichtungen oder Organisationen; ggf. gesonderte Anlage beifügen)

     



















	Für das Investitionsvorhaben ist eine Baugenehmigung notwendig?
	|_| nein

	                               |_| ja


	
	
	|_| liegt vor
	|_| liegt noch nicht vor

	Durchführungszeitraum
	von      
	bis      






4. Unterlagen

folgende (geänderte) Unterlagen befinden sich im Original bzw. in Kopie in der Anlage:

	
	in Anlage beigefügt
	liegt aktuell vor

	Satzung/Ordnung/Statut/Gesellschaftervertrag
	[bookmark: Kontrollkästchen1]|_|
	[bookmark: Kontrollkästchen22]|_|

	Vereins- /Handelsregistereintragung
	[bookmark: Kontrollkästchen2]|_|
	[bookmark: Kontrollkästchen23]|_|

	Gemeinnützigkeitsbescheinigung
	[bookmark: Kontrollkästchen3]|_|
	[bookmark: Kontrollkästchen24]|_|

	Votum des örtlich zuständigen Jugendamtes (Anlage 1)
	[bookmark: Kontrollkästchen5]|_|
	



Bauunterlagen:
	
	in Anlage beigefügt

	1. Kostenberechnung nach DIN 276 (mit Aufschlüsselung in Kostengruppen)
	|_|

	2. Ausgabenschätzung eines Planungsbüros oder Kostenvoranschlag von    Firmen
	|_|

	3. Nutzflächenberechnung nach DIN 277 mit Soll-Ist-Vergleich
	|_|

	4. Berechnung des umbauten Raumes nach DIN 277
	|_|

	5. Raumprogramm
	|_|

	6. Lageplan und aussagefähige Bauzeichnungen
	|_|

	7. Baubeschreibung (Material und Konstruktion)
	|_|

	8. Erläuterungsbericht zur vorgesehenen Maßnahme
	|_|

	9. bauaufsichtliche Genehmigung bzw. Genehmigungsfreistellung
	|_|

	10. Baugrundgutachten oder Sondierungsergebnisse
	|_|

	11. detaillierte technische Angaben mit Leistungswerten über die Haustechnik
	|_|

	     a) Elektroinstallation
	|_|

	     b) Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen
	|_|

	     c) Brauchwasserversorgung
	|_|

	     d) Förderanlagen
	|_|

	12. Plan der Außenanlagen einschl. Freiflächengestaltung
	|_|

	13. Kopie Grundbuchauszug oder Nutzungsvereinbarung, ggf. Genehmigung des 
      Eigentümers zur Investition
	|_|

	14. Planungs- und Kostendatenblatt
	|_|

	15. 1 Blatt DIN A3 zur Übersicht mit Grundrissen, Schnitt, Ansichten, event. Lageplan
	|_|



5. Finanzierungsplan

a. Ausgaben

Für das Vorhaben fallen voraussichtlich folgende Ausgaben an:

	Kostengruppen nach DIN 276
	Betrag

	100
	Grundstück
	      EUR

	200
	Vorbereitende Maßnahmen
	      EUR

	300
	Bauwerk – Baukonstruktionen
	      EUR

	400
	Bauwerk – Technische Anlagen
	      EUR

	500
	Außenanlagen und Freiflächen
	      EUR

	600
	Ausstattung und Kunstwerke
	      EUR

	700
	Baunebenkosten
	      EUR

	800
	Finanzierung
	      EUR

	100 bis 800
	Gesamtkosten
	      EUR




	Der Antragstellende erklärt, dass er zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes

	|_| nicht berechtigt ist.
	|_| allgemein berechtigt ist
	|_| für das beantragte Vorhaben
      berechtigt ist 
(ggf. Prozentsatz eintragen:       )

	
	und dies bei den o.g. Ausgaben berücksichtigt hat     (Kalkulation von Netto-Ausgaben ohne Umsatzsteuer).




b. Einnahmen

Für die unter a. ausgewiesenen Ausgaben ist folgende Finanzierung vorgesehen:

	Bezeichnung
(bitte erläutern, ggf. Anlagen beifügen)
	Höhe der            beantragten / bewilligten Mittel
	Status
(geplant/beantragt/erhalten/bewilligt)

	Eigenmittel 
	 
	 
	 
	
	

	Kapitalmarktmittel
	      EUR
	     

	weitere Eigenmittel
	      EUR
	     

	private Drittmittel
	
	

	zweckgebundene Spenden
	      EUR
	     

	Teilnehmerbeiträge
	      EUR
	     

	sonstige private Drittmittel
	      EUR
	     

	öffentliche Drittmittel
	
	

	kommunale Zuwendungen
	      EUR
	     

	weitere Zuwendungen des Landes
	      EUR
	     

	Zuwendungen des Bundes
	      EUR
	     

	Zuwendungen der EU
	      EUR
	     

	sonstige öffentliche Drittmittel
	      EUR
	     

	beantragte Zuwendung
	 
	 
	      EUR
	     

	Gesamteinnahmen
(Summe aus beantragter Zuwendung, Eigenmittel und weiteren Einnahmen)
	      EUR
	

	Bei allen öffentlichen Drittmitteln bitte die Kopien der Zuwendungsbescheide beifügen!




6. Beantragung der Zuwendung

Auf der Grundlage des unter 5. vollständig ausgefüllten Finanzierungsplanes wird eine Zuwendung in Höhe von

	      EUR

beantragt.


	Die beantragte Zuwendung wird wie folgt benötigt:

	2021
	2022
	2023
	2024

	      EUR
	      EUR
	      EUR
	      EUR





7. Erklärungen des Antragstellers



Der Antragstellende erklärt,


- dass Bestandteil dieses Antrages die beigefügten Anlagen sind,			
				
- die Richtigkeit und Vollständigkeit der in diesem Antrag gemachten Angaben, 	
				
- dass insbesondere alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen im
  Finanzierungsplan angegeben sind,				
				
- die Notwendigkeit der aufgeführten Ausgaben zur Realisierung des Vorhabens sowie,
  dass die Ermittlung der Ansätze nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und
  Sparsamkeit erfolgten,				
				
- dass Eigenmittel in der mit dem Finanzierungsplan in der ggf. kalkulierten Höhe zur
  Verfügung stehen,				
				
- dass durch die Realisierung des Vorhabens keine Folgekosten entstehen, deren
  Finanzierung nicht gesichert ist,

- dass, er kein Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft im Sinne von § 2  
  Gewerbesteuergesetz betreibt und daher nicht bereits zuwendungsberechtigt nach der 
  Richtlinie zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft aus der Gemeinschaftsaufgabe 
  „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 630 - 353) ist.
						
- dass, außer den im Finanzierungsplan ausgewiesenen Zuwendungen, keine anderweitige
  Förderung aus öffentlichen Mitteln für den Zuwendungszweck und für die Ausgaben
  beantragt wurden bzw. in Anspruch genommen werden,				
				
- dass mit der beantragten Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch nicht vor
  Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides begonnen wird bzw. für den Ausnahmefall
  rechtzeitig der vorzeitige Maßnahmebeginn beantragt wird,				
				
- sein Einverständnis, alle zur Beurteilung des Zuwendungsantrages erforderlichen
  Auskünfte zu erteilen,				
				
- dass die Tätigkeit des Antragstellers auf der Grundlage der Ziele des Grundgesetzes der 
  Bundesrepublik Deutschland erfolgt,				
				
- dass zum Zeitpunkt der Antragstellung eine Existenzgefährdung des Einrichtungsbetriebes 
  nicht vorliegt und der Fortbestand der Einrichtung gesichert erscheint.		

Im Zuwendungsverfahren (Antragsprüfung, Bewilligung, Verwendungsnachweisprüfung) werden personenbezogene Daten der am Projekt beteiligten Personen durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) verarbeitet, um die zuwendungsfähigen Projektausgaben zu ermitteln und den Zuwendungszweck zu prüfen.				
Der Antragssteller erklärt, dass er den im Antrag namentlich benannten Personen die Datenschutzerklärung des LAGuS über die Verarbeitung dieser Daten zur Kenntnis gegeben hat. Diese Informationspflicht gilt auch für Personen, deren personenbezogene Daten im weiteren Zuwendungsverfahren an die Bewilligungsbehörde übermittelt werden.
				



Mit Einreichen des Antrages berechtigt der Antragsteller die Bewilligungsbehörde alle Daten auf Datenträgern zu speichern und für Zwecke der Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderprogramms auszuwerten.				

dass der Antragsteller eine eigene Rechnungsprüfungseinrichtung hat

	|_|
	ja  (Bezeichnung:       )

	|_|
	nein






Ich/Wir versichere/versichern die Richtigkeit und Vollständigkeit der vorstehenden gemachten Angaben und Erklärungen.


	

     ,      
Ort, Datum
	

     
Name(en) in Druckbuchstaben
	


Rechtsverbindliche Unterschrift(en)/ Stempel des Antragstellers
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